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einstimmig mit SPD, CDU, Linksfraktion, GRÜNE und FDP 
an Plen 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Inneres, Sicherheit und Ordnung vom 8. Juni 2009 

zur Vorlage zur Kenntnisnahme  

Stellungnahme des Senats zum Bericht des Berliner Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit für das Jahr 2007 
 

Drs 16/1629 

 

 

Der Ausschusses für Inneres, Sicherheit und Ordnung empfiehlt, die o. g. Vorlage – zur Kenntnisnahme – unter 

der Maßgabe folgender Beschlüsse anzunehmen: 

 

1. a) Aktuelle IT-Projekte des Landes, hier: Erneuerung der  

IT-Verfahren der Berliner Steuerverwaltung – EOSS 

(1.2.3, Drs. S. 15 f)  

0023-23 

UADatenschutz 

 

 b) Aktuelle IT-Projekte des Landes, hier:  

Online-Bewerbungen und -Einstellungen für Berliner  

Lehrkräfte (BEO) und für Vertretungslehrkräfte (BEO V) 

(1.2.3, Drs. S. 16 ff)  

0023-25 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die sich aus § 24 Abs. 3 Satz 3 

BlnDSG ergebende Pflicht zur Unterrichtung des Berliner Beauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit über neue Automationsvorhaben und über 

wesentliche Änderungen automatisierter Datenverarbeitungen so rechtzeitig 

wahrgenommen wird, dass er noch vor ihrer Einführung Gelegenheit zur 

Stellungnahme erhält. 

 

 

 

 



Abgeordnetenhaus von Berlin – 15. Wahlperiode Drucksache 16/2467

 

2 

2. Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei der Deutschen Bundesbank 

(3.1.7, Drs. S. 75 ff) 

0023-10 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, bei der nächsten Senatsvorlage zur Änderung des 

ASOG eine klarstellende Regelung für Zuverlässigkeitsüberprüfungen und 

Akkreditierungsverfahren bei Großereignissen (wie Fußballweltmeisterschaft, 

Leichtathletikweltmeisterschaft, Staatsbesuchen) oder von Personen, die als 

Lieferanten oder Dienstleister Zutritt zu sicherheitsempfindlichen Einrichtungen 

benötigen, vorzusehen. 

 

 

 

3. Automatisierte Erteilung von Melderegisterauskünften 
(4.1.3, Drs. S. 86 ff) 

0023-12 

 

 

 Der Senat wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die im Informations- und 

Melderegister enthaltenen Daten, für die keine gesetzliche Speicherungsbefugnis 

besteht, unverzüglich gelöscht werden. 

 

 

 

4. Schwärzungen im Mietvertrag 
(7.2.3, Drs. S. 120 ff)  

0023-29 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass alle Berliner Jobcenter bei der 

Prüfung von Leistungen für Unterkunft und Heizung nur die hierfür erforderlichen 

Daten erheben. Die Betroffenen dürfen nicht erforderliche Daten bei Vorlage des 

Mietvertrages schwärzen, worauf sie hinzuweisen sind. 

 

 

 

5. Überprüfung von Meldedaten durch Schulämter bei Anmeldung zur 
Einschulung  
(8.3.2, Drs. S. 158 ff)  

0023-26 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass die Schulbehörden bei der 

Anmeldung zur Einschulung grundsätzlich die im Melderegister erfassten Daten für 

die Entscheidung über die Aufnahme eines Schulkindes an einer Grundschule 

zugrunde legen. Nur bei konkreten Anhaltspunkten dafür, dass die Meldedaten nicht 

den tatsächlichen Wohnverhältnissen des Kindes entsprechen, sind die erforderlichen 

Ermittlungen von der Meldebehörde in eigener Zuständigkeit und nicht von der 

Schulbehörde durchzuführen. 
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6. Informationsfreiheit im Land Berlin, hier: Allgemein  
zugängliche Aktenverzeichnisse nach § 17 Abs. 4 IFG 

(13.2, Drs. S. 217 f)  

0023-17 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, mit einem Schreiben an die öffentlichen Stellen des 

Landes Berlin darauf hinzuwirken, dass die nach § 17 Abs. 4 IFG bestehende Pflicht, 

Aktenverzeichnisse zu führen und diese allgemein zugänglich zu machen, überall 

umgesetzt wird. Dies soll pro-aktiv durch Veröffentlichung im Internet geschehen. 

 

 

 

7. Informationsfreiheit im Land Berlin, hier: Einzelfälle 
(13.2.1 – 13.2.8, Drs. S. 218 ff)  

0023-18 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, mit einem Schreiben an die öffentlichen Stellen des 

Landes Berlin darauf hinzuweisen, dass die in § 13 Abs. 5 IFG genannte 

Urheberrechtsklausel nur die Frage der (urheberrechtlich relevanten) Verwertung von 

zuvor erlangten Informationen betrifft und nicht von vornherein den 

Informationszugang ausschließt. 

 

 

 

8. Öffentlichkeitsarbeit – Nutzung elektronischer E-Mail-Verteiler (14.4, Drs. S. 

228 f)  

0023-31 

UADatenschutz 

 

 Der Senat wird aufgefordert, den Berliner Beauftragten für Datenschutz und 

Informationsfreiheit dadurch zu unterstützen, dass dessen Informationsmaterial (z. B. 

Einladungen zu Veranstaltungen) bei Bedarf über die elektronischen Verteiler der 

Verwaltungen verbreitet wird. 

 

 

 

9. Auswertedatenbank „Polizeilicher Staatsschutz" 

(3.1.6, Drs. S. 72 ff) 

0023-9 

UADatenschutz 

 

 „Der Senat wird aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass die Polizei von den 

gesetzlich vorgesehenen Höchstprüffristen für in Auswertedatenbanken gespeicherte 

Personen nur in den Fällen Gebrauch macht, in denen dies nach konkreter Prüfung im 

Einzelfall unter strenger Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes jeweils 

erforderlich ist.“ 
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10. Datenerhebung vor Erteilung einer Niederlassungserlaubnis 

(4.1.5, Drs. S. 89 ff)  

0023-13 

UADatenschutz 

 

 „Der Senat wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Ausländerbehörde zur 

Prüfung des aufenthaltsrechtlichen Status eines Antragstellers nur Unterlagen 

anfordert, die für die Beurteilung tatsächlich erforderlich sind. Das schließt die 

Anforderung von Unterlagen aus, die er im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht nicht 

beschaffen muss.“ 

 

 
Berlin, den 8. Juni 2009 
 
 
 

Der Vorsitzende des Ausschusses für 
Inneres, Sicherheit und Ordnung 

 
 

Peter  Trapp  
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